
Einleitung

Die heute für bedeutsam erachteten Kompetenzen und Bildungs-
inhalte aus dem Fundus menschlicher Kultur an die nächste Ge-
neration weiterzugeben ist Aufgabe von Schule. Schulische Bil-
dung gilt so als wichtige Voraussetzung für ein integriertes Leben
in der heutigen Gesellschaft. Dazu hat der Staat durch Gesetze
zur Schulpflicht auf Länderebene alle Kinder und Jugendliche für
eine Dekade verpflichtet, eine staatliche oder staatlich anerkannte
Schule zu besuchen. Dass es angesichts dieser umfassenden und
langandauernden Auflage, die mit einem deutlichen Eingriff in die
Freiheitsrechte der jungen Staatsbürger einhergeht, Ausnahmen
von der Regel gibt, liegt auf der Hand. Krankheiten oder wichtige
Ereignisse entbinden temporär vom Gebot des werktäglichen
Schulbesuchs. Dabei gilt die Schulpflicht für alle Kinder und Ju-
gendlichen, die in Deutschland ihren Wohnsitz haben. Solche mit
geistiger Behinderung wurden allerdings lange für nicht oder le-
diglich praktisch bildbar gehalten und können erst seit den 1960er
Jahren von einer kontinuierlichen schulischen Ausbildung profi-
tieren.

In wissenschaftlicher Perspektive wird das unrechtmäßige Ver-
säumen von Unterricht unter dem Oberbegriff Schulabsentismus
zusammengefasst. Es zeigt vordergründig stets dasselbe Bild – der
Stuhl in der Klasse bleibt unbesetzt; bei näherer Betrachtung der
Hintergründe entpuppt es sich jedoch als komplexes Phänomen
mit vielfältigen Einflussfaktoren und oft ohne einfache Lösungen.
So wird das Aussetzen von Unterricht zugunsten einer angeneh-
meren Aktivität v. a. im außerhäuslichen Bereich während des
Vormittags mit Schulschwänzen bezeichnet. Die Schüler haben
oft eine beträchtliche Schulaversion entwickelt, die geprägt ist von
abweisenden Gedanken und Gefühlen gegenüber der Schule. Eine
Fülle negativer Schulerfahrungen – schlechte Noten, Klassenwie-
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derholungen, soziale Akzeptanzprobleme, Schulstrafen und -aus-
schlüsse, ein konfliktreiches Interaktionsgeschehen – kennzeich-
nen nicht selten die schulische Lerngeschichte der Betroffenen.
Auch im familialen Bereich sind durch Bildungsdistanz, Erzie-
hungsinsuffizienz und unzureichende sozio-emotionale Haltstruk-
turen häufig eher ungünstige Bedingungen für Schule erkennbar.

Daneben gilt Angst als gewichtiges Motiv für schulbezogenes
Meidungsverhalten. Die Schulpflichtigen haben aufgrund ihres
Angsterlebens erhebliche Schwierigkeiten, den Unterricht zu be-
suchen und ein starkes Bedürfnis nach Sicherheit. Sie klagen oft
über Krankheitssymptome und somatisieren emotionale Pro-
blemlagen. Dabei sind konkrete Furchteinflüsse (z. B. Mobbing
durch Mitschüler oder Lehrer), erfahrungsbedingte Versagens-
ängste wie auch emotionale Störung (z. B. im Rahmen von Tren-
nungsangst) hervorzuheben, bei denen sich zwanghaftes und lang-
andauerndes Meidungsverhalten entwickeln kann.

Verschiedene Problemstellungen in den Familien können da-
rüber hinaus dafür sorgen, dass Eltern ihre Kinder vom Schulbe-
such zurückhalten. Gleichgültigkeit, Desinteresse oder Aversionen
der Erziehungsberechtigten gegenüber Schule, kulturelle Diver-
genzen im Kontext von Migration oder die Pflegetätigkeit eines
Kindes für einen erkrankten Elternteil werden als Gründe ange-
führt, sodass eine weitere Beschulung nicht für notwendig oder
möglich erachtet wird (Ricking, Schulze & Wittrock 2009).

Auch die Intensitäten und Zeitmuster variieren stark. So geht
es in einem Fall um zwei einmalig umgangene Randstunden, im
anderen um einen Zeitblock von mehreren Wochen, ein dritter
Schüler ist seit drei Monaten nicht mehr aufgetaucht. Während
mancher selektiv ein bestimmtes Fach oder einen Lehrer wö-
chentlich meidet, fällt es dem Mitschüler schwer, montags pünkt-
lich in der Schule zu erscheinen. Intervallartige Fehlzeiten sind
genauso zu beobachten wie beständige Unregelmäßigkeit.

Verlassen Schüler die Schule endgültig ohne Schulabschluss
und vor Beendigung der Schulpflicht, wird von Schulabbruch
bzw. Dropout gesprochen, dem Endpunkt der schulischen Aus-
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gliederung (Hagen 2014; Hillenbrand & Ricking 2011). Ohne die
auf dem Arbeitsmarkt relevanten Mindestqualifikationen sind sie
zu der Hochrisikogruppe für soziale Devianz (Arbeitslosigkeit,
Drogenkonsum, Delinquenz, psychische und gesundheitliche Pro-
bleme) und Armut zu zählen (Prichard, Cotton & Cox 1992;
Beekhoven & Dekkers 2005).

Vor dem Hintergrund der Entfremdung zwischen Schüler und
Schule setzt der Absentismus und Dropout jedoch selten plötzlich
ein; zu beobachten ist eher ein langsames Wegdriften von Unter-
richt und Schule mit früher Initiation, sich latent aufbauender
Aversion und erst nachfolgend expandierenden Versäumnissen.
Folglich kommt es zu Fehlpassungen zwischen Schüler, Eltern
und Schule, die desintegrative Wirkungen entfalten. Schulabsen-
tismus ist in einem interaktionistischem Sinne durch unausgegli-
chene Relationen definiert, d. h. es mangelt an Balance zwischen
den Voraussetzungen, Möglichkeiten und Intentionen des Schü-
lers und den Anforderungen und Zielen der Schule. Da sich be-
reits in der Grundschule aversive Schemata bei Schülern aufbauen
können, ist sie ein relevantes Präventionsfeld (Hickman et al.
2008).

Immerhin etwa die Hälfte der Schülerschaft der Sekundarstu-
fe I zeigt eine grundsätzliche Bereitschaft zu Schulpflichtverlet-
zungen; die weitaus meisten Schüler gehen jedoch verantwortlich
damit um und fehlen allenfalls selten oder gelegentlich ohne gülti-
ge Entschuldigung (Wetzels & Wilmers 2001; Simon 2002; Stamm
et al. 2009). Wenn sich demgegenüber Schüler dafür entscheiden
(oder keinen anderen Weg sehen als), nur unregelmäßig oder gar
nicht mehr am Unterricht der Schule teilzunehmen – massivere
Formen von gewohnheitsmäßigem Schulabsentismus weisen etwa
3–5 % eines Jahrgangs auf (Weiß 2007) –, entstehen komplexe
Problemlagen mit deutlichen Einschränkungen im Lernerfolg und
-ertrag. Der unregelmäßige Schulbesuch ist als einschneidende
und nachhaltige Lernbarriere einzuschätzen, deren Auswirkungen
sich jedoch nicht auf den Kontext der Schule beschränken (Wal-
ter & Döpfner 2009). Die betroffenen Schüler begeben sich zu-
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meist in negative Entwicklungen, die von einem hohen Delin-
quenzrisiko, Fehlen eines Schulabschlusses und einer deutlich er-
schwerten beruflichen Integration gekennzeichnet sind (Sälzer
2010; Hibbett & Fogelman 1990). Schulische Desintegration bleibt
insofern kein schulisches Problem – ihr folgen mittelfristig mit re-
lativ hoher Wahrscheinlichkeit prekäre Lebensverhältnisse in be-
ruflicher und sozialer Hinsicht (Ricking & Schulze 2012). Da diese
Folgen aus gesellschaftlicher Perspektive aufgrund der entstehen-
den sozialen und wirtschaftlichen Einbußen abzuwenden sind,
haben bereits europäische Initiativen zur Senkung der Schulab-
bruchquote (z. B. das Programm Schulverweigerung die »2. Chan-
ce«) sowie Maßnahmen auf Länderebene versucht, für Abhilfe zu
sorgen. Teilerfolge sind erkennbar – so wurde eine Senkung der
sogenannten Schulabbruchquote erreicht, sie liegt bei 6,5 %
(2014) und schließt alle Schulabgänger ein, die nicht mindestens
einen Hauptschulabschluss erreichen (vgl. Europäische Kommis-
sion 2011). Während sich für notorische Schulverweigerer eine
Zukunft mit vielen Hürden abzeichnet, bedeutet eine hohe Fehl-
quote für eine Schule oftmals, dass sie mit ihrem pädagogisch-di-
daktischen Angebot ihre Zielgruppe nur teilweise erreicht und so
ihrem Auftrag nicht gerecht werden kann. Im Schulabsentismus
und Dropout verdichtet sich im weiteren gesellschaftlichen Sinne
die Frage der Partizipation von Heranwachsenden am Bildungs-
system in einem Staat, dessen wichtigster Rohstoff Bildung ist
(Ehmann & Rademacker 2003). Habitueller Schulabsentismus
bzw. der Schulabbruch können somit als Entwicklungsergebnis
gefasst werden, das in eine Lebensperspektive zu setzen ist, zu-
meist ins soziale Abseits führt und mit Delinquenz und Arbeitslo-
sigkeit im Erwachsenenalter wie auch geringer wirtschaftlicher,
sozialer und kultureller Teilhabe in Verbindung steht (Hibbett &
Fogelman 1990).

Präventive und interventive Handlungsstrategien weisen aus
diesem Blickwinkel auf Veränderungen hin, die zu höheren Pas-
sungen führen. Ansatzpunkte dafür können sowohl in der Schule,
beim Schüler selbst, bei den Erziehungsberechtigten oder bei den
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politisch-institutionellen Rahmensetzungen für schulische Bildung
gefunden werden. Zur Frage schulischer Handlungsmöglichkeiten
liegen diverse Konzeptentwürfe vor. Sie lassen sich unterschiedli-
chen Ebenen zuordnen (pädagogische, organisatorische oder un-
terrichtliche Ebene) und können über die Absentismusproblema-
tik hinaus zu einer positiven Schulkultur beitragen. Grundlegende
Strategien umfassen Regelungen zum Umgang mit Fehlzeiten und
strukturieren den Handlungsprozess. Dabei stehen die regelmäßi-
ge Anwesenheitskontrolle, die schnelle Reaktion der Schule auf
eine Versäumnisphase, die Fallklärung, die Beratung des Schülers
und der Erziehungsberechtigten sowie die Kooperation mit unter-
stützenden Diensten im Mittelpunkt (Ricking 2014). Für wenige
Schüler mit komplexen Entwicklungsrisiken reichen die schuli-
schen und kooperativen Ressourcen zur angemessenen Förderung
nicht aus. Sie benötigen zumindest temporär intensive Maßnah-
men in spezifischen Einrichtungen (Hellmann 2007).

Ausgehend von einer kurzen Betrachtung der historischen und
gegenwärtigen Lage der Schulpflicht in Deutschland schafft das
zweite Kapitel dieses Buches eine theoretische Grundlage zu den
Phänomenen Schulabsentismus und Dropout (Schulabbruch).
Eine umfassende Klärung und Definition der Begrifflichkeiten so-
wie ein Überblick über die Situation von Schulabbruch in europä-
ischen Ländern und in den USA wird gegeben. Zudem erfolgt
eine ausführliche Differenzierung in unterschiedliche Formen und
Bedingungen von Schulabsentismus (Schwänzen, angstbedingte
Meidung und Zurückhaltung). Darauf wird in Kapitel 3 eine Dar-
stellung verschiedener diagnostischer Verfahren zum Einsatz bei
Schulabsentismus präsentiert. Im vierten Kapitel werden ausge-
hend von dem Response-to-Intervention-Ansatz (RTI) Aspekte
der Prävention von Schulabsentismus vorgestellt. Auf verschiede-
nen Ebenen (rechtlich-organisatorisch, pädagogisch, unterricht-
lich) werden Handlungsmöglichkeiten und Leitlinien dargelegt
sowie Möglichkeiten der Schulsozialarbeit miteinbezogen. An-
schließend gibt das fünfte Kapitel einen systematischen Überblick
über konkrete evidenzbasierte Interventionsprogramme bei Drop-
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out/Schulabsentismus, wobei Verhaltensmuster des Schwänzens
im Mittelpunkt stehen. Die Programme sind insbesondere in den
USA weit verbreitet und im deutschen Sprachraum noch wenig
etabliert (Hillenbrand & Ricking 2011). Die Interventionen bei
Schulabsentismus setzen an verschiedenen Schwerpunkten an und
beinhalten z. B. kognitiv-behaviorale Maßnahmen, spezifische
Lernförderung, Mentoring-Konzepte, Elterntrainings oder Unter-
stützung beim Übergang Schule-Beruf. Das sechste Kapitel stellt
schließlich Konzepte zur alternativen Beschulung für Jugendliche
vor, die aufgrund umfassender Förderbedarfe in Verbindung mit
langjährigem unregelmäßigem Schulbesuchsverhalten keinen An-
schluss mehr an die Regelschule finden und zumindest vorüberge-
hend besondere pädagogische Beschulungsmaßnahmen benötigen.
Das Buch schließt im siebten Kapitel mit einer Schlussbetrach-
tung und dem Aufruf, insbesondere in Zeiten der Inklusion Schu-
le so zu gestalten, dass sie zu mehr Chancengleichheit beiträgt
und allen Schülern – auch Risikoschülern – eine umfassende
Bildungsbeteiligung und Partizipation ermöglicht.
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1

Grundlagen zum Schulabsentismus und
Dropout

1.1 Schulpflicht und Schulzwang

Die allgemeine Schulpflicht bildet die rechtliche Grundlage dafür,
dass Schulversäumnisse ein Problem darstellen. Historisch be-
trachtet ist sie ein Produkt der Aufklärung und wurde in vielen
Staaten das wesentliche Rahmengesetz für die Alphabetisierung
der Gesellschaft. Aus ideengeschichtlicher Perspektive stellt die
Schulpflicht eine Voraussetzung für den aufklärerischen Durch-
bruch in das Zeitalter der Mündigkeit dar, in dem der rational sei-
ne Welt begreifende Mensch entdeckt wurde. Um sich diesem
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Ideal zu nähern und somit eine »bessere« Gesellschaft zu schaf-
fen, sollte aus Sicht der Aufklärer die Erziehung unter staatlicher
Aufsicht, umsetzbar durch eine allgemeine Schulpflicht, als vor-
rangiges Mittel genutzt werden (Blankertz 1982). Ohne ein Mini-
mum an Bildung in breiten Bevölkerungsschichten konnte sich
ein Staat den absehbar steigenden wirtschaftlich-technologischen
Herausforderungen der Zukunft nicht stellen. So bringen erste ge-
setzliche Regelungen im 16. und 17. Jahrhundert den Anspruch
auf eine staatliche Bildungsträgerschaft zum Ausdruck, Preußen
folgte 1717 mit einem Gesetz zur Unterrichtspflicht und suchte
damit Anschluss an den allgemeinen Trend der Zeit. Die Pflicht
zur schulischen Bildung für die Heranwachsenden richtete sich
auch an die Eltern und verpflichtete diese, den Kindern für die
Lernzeit freizugeben und sie zumindest vormittags aus der Er-
werbstätigkeit herauszunehmen, die in der Landwirtschaft, im
Bergbau und in den Fabriken eine alltägliche Erscheinung war (Ri-
cking 2003). Seit Beginn des 19. Jahrhunderts entwickelte sich das
moderne Schulrecht, dessen Umsetzung durch den Aufbau der nö-
tigen Strukturen und die Überwindung von Widerständen jedoch
noch ein weiteres Jahrhundert andauerte. Die Voraussetzungen für
Schule waren zu diesem Zeitpunkt noch denkbar ungünstig. Erst
Ende des 19. Jahrhunderts konnte die Aufgabe und Pflicht des
Staates, alle Schüler zu erfassen und für sie ein geeignetes, ausrei-
chendes und erreichbares Netz von Schulen bereitzustellen, erfüllt
werden. In diesem Kontext kann man das Reichsgrundschulgesetz
von 1920, das vier Pflichtschuljahre für elementare Bildungsinhalte
vorsah, als erstes gesamtdeutsches Schulpflichtgesetz betrachten
(Dunkake 2007). Die Grundschule wurde dabei als verbindliche
Gesamtschule etabliert und sollte einer klassenspezifischen Ausdif-
ferenzierung des Bildungswesens entgegenwirken (Hartmann-Kurz
1998).

Nach Jahrhunderten hat sich die Schulpflicht gegen viele Wi-
derstände durchgesetzt. Sie ist eine relativ junge Erscheinung und
Errungenschaft, die zwar fest etabliert ist, sich jedoch gegenwärtig
und auch in der Zukunft sozialen Entwicklungen stellen muss.
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Heute ist die Schulpflicht in Deutschland durch die Kulturhoheit
der Länder in den einzelnen Landesverfassungen geregelt. Darun-
ter wird die Verpflichtung von Kindern und Jugendlichen ver-
standen, ab dem sechsten Lebensjahr zehn bzw. zwölf Jahre lang
staatliche oder staatlich anerkannte Schulen zu besuchen. Dieses
impliziert auch Lehrer- und Elternpflichten, zum Beispiel den
Schulbesuch des Kindes zu beaufsichtigen und es zum Schulbe-
such anzuhalten (Ricking 2003).

In den bisher ergangenen juristischen Urteilen in Deutschland
wurde die Schulpflicht als unbedingte Zwangsnorm bestätigt. Auf-
grund dieser im Vergleich mit anderen westlichen Ländern (in de-
nen zumeist eine Bildungs- oder Unterrichtspflicht herrscht, die
auch außerhalb der Schule erfüllt werden kann) rigiden Haltung,
ist es Eltern in Deutschland grundsätzlich nicht gestattet, ihre
Kinder dem Zugriff der Schule zu entziehen. Solche, die dennoch
aus unterschiedlichen Gründen den Versuch unternahmen, sie
selbst oder im privaten Umfeld zu unterrichten, unterlagen stets
dem Anspruch der Absolutheit der Schulpflicht. In den USA bei-
spielsweise ist die Unterrichtung zu Hause (home schooling) durch-
aus verbreitet und betrifft etwa 5 % der dortigen Schülerschaft.

Unterwirft sich ein Schüler andauernd oder wiederholt nicht
der Schulpflicht, sehen sich staatliche Stellen in der Verantwor-
tung, rechtliche Zwangsmaßnahmen umzusetzen. Der Begriff
Schulzwang umschreibt die betreffenden Sanktionen zur Durchset-
zung der Schulpflicht. Die Schulpflichtverletzungen entsprechen
rechtlich in der Regel einer Ordnungswidrigkeit und haben Buß-
gelder, Zwangszuführungen durch die Polizei sowie – in schweren
Fällen – Arreststrafen zur Folge.

Schulpflicht und Schulzwang
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1.2 Formen und Bedingungen des
Schulabsentismus

Unter den Oberbegriff Schulabsentismus fallen Verhaltensmuster,
bei denen Schulpflichtige sich während der Unterrichtszeit weder
im Klassenraum noch in der Schule aufhalten und zeitgleich alter-
native Räume bevorzugen (engl. school absenteeism). Es handelt
sich um einen deskriptiven Klammerbegriff, der diverse Muster
und Schweregrade schulbezogener Meidung zusammenfasst (Wal-
ter & Döpfner 2009; Ricking 2003). Zentrales Merkmal ist somit
die illegitime körperliche Abwesenheit aus dem Wirkbereich
Schule, somit eine Schulpflichtverletzung. Schulabsentismus ist
ein facettenreiches Phänomen mit vielen möglichen Ursachen,
Verläufen, Intensitäten und Folgen. Allen Ausprägungen gemein-
sam ist lediglich der fehlende Schüler. Es lässt sich folgenderma-
ßen definieren:

Schulabsentismus umfasst diverse Verhaltensmuster illegitimer
Schulversäumnisse multikausaler und langfristiger Genese mit
Einflussfaktoren der Familie, der Schule, der Peers, des Milieus
und des Individuums, die einhergehen mit weiteren emotiona-
len und sozialen Entwicklungsrisiken, geringer Bildungspartizi-
pation sowie einer erschwerten beruflichen und gesellschaftli-
chen Integration und die einer interdisziplinären Prävention
und Intervention bedürfen.

Die schulmeidenden Verhaltensmuster sind komplex strukturiert
und lassen sich hinsichtlich der Bedingungskonstellationen in drei
Formgruppen, das Schulschwänzen, die angstbedingte Schulver-
weigerung und das Zurückhalten (Eltern verhindern den Schulbe-
such oder billigen Schulversäumnisse), untergliedern. Diese Klas-
sifikation bezieht sich auf den ätiologischen Kontext, legitimiert
sich durch deutlich unterscheidbare Bedingungsfaktoren und ist

1 Grundlagen zum Schulabsentismus und Dropout
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